
Bei der Staatsanwaltschaft, bei der der Prozentsatz 
der Absolventen der Richterschulen bedeutend höher 
ist (82%), ist dies Bild bezeichnenderweise schon ganz 
anders. Hier waren früher 30% Arbeiter, 31% An­
gestellte, 5%% selbständige Berufstätige, 21% Staats­
angestellte, 12% Studenten oder Schüler und Vz % Be­
rufslose.

Es ist eine geschichtliche nicht zu bestreitende Tat­
sache, daß die sozialen Umwälzungen der letzten Jahr­
zehnte ihre tragenden Kräfte immer in der Arbeiterschaft 
hatten und von ihr am ehesten verstanden und begrüßt 
wurden. Man betrachte nur als letzte Erscheinung die 
Aktivistenbewegung, die trotz größter materieller 
Schwierigkeiten gerade bei den Arbeitern den größten 
Widerhall fand. Bedenkt man dies, so erscheint der 
Prozentsatz der Arbeiter noch zu klein. Bei der Aus­
wahl für den jetzt laufenden Lehrgang der Berliner 
Richterschule sind die amtierenden Richter und Staats­
anwälte in die Großbetriebe gegangen, um dort von 
ihrer Arbeit zu sprechen und für den neuen Lehrgang 
zu werben.

Doch genügt es, wie schon oben bemerkt wurde, nicht, 
die personelle Zusammensetzung nur der richterlichen 
Kräfte weitgehend zu ändern. Die Bedeutung des mitt­
leren und des technischen Dienstes für die Demokrati­
sierung der Justiz ist größer, als gemeinhin angenom­
men wird. Ein brummiger Wachtmeister, der im Feld­
webelton herumkommandiert, kann alles verderben, 
was ein befähigter Richter in einer demokratischen 
Urteilsbegründung aufgebaut hat. Es war nicht nur die 
Rechtsprechung, es war die ganze Atmosphäre, die die 
Justiz dem Volke fremd machte. Das ist auch nicht ver­
wunderlich, wenn bedacht wird, daß in früheren Zeiten 
der Militärversorgungsschein der beste Befähigungs­
nachweis für den technischen Dienst in der Justiz war. 
Hier ließ sich verhältnismäßig leicht Abhilfe schaffen. 
Von den jetzt beschäftigten Wachtmeistern waren nur 
15% frühere Beamte und 7% alte Berufssoldaten, wäh­
rend etwa 70% früher Arbeiter und Angestellte waren.

Die Zusammensetzung des Kanzleipersonals kann 
hier übergangen werden. Dabei handelt es sich meist 
um ausführende Kräfte, die wenig mit der recht­
suchenden Bevölkerung Zusammenkommen. 80% davon 
waren auch früher Angestellte.

Bedenklicher dagegen muß die Statistik im Hinblick 
auf das übrige Büropersonal, das sich vor allem aus den 
Registratoren zusammensetzt, stimmen. Zu ihnen und 
zu den Rechtspflegern kommen die Rechtssuchenden 
und wollen Auskunft über den Fortgang ihrer Sache 
haben. Sie hätten viele Möglichkeiten zu demokratischer 
Aufklärung und nutzen sie in den seltensten Fällen 
aus, richten im Gegenteil oft viel Schaden durch bös­
willige und hämische Bemerkungen an. Auch hier sind 
Wieder die sozialen Verhältnisse interessant. Nur etwa 
30% dieser Justizangestellten stammen aus Arbeiter­
kreisen, während die Väter der anderen zu 20% selb­
ständige Handwerker, zu 14% Angestellte, zu 12% 
selbständige Kaufleute, zu 15% Beamte und zu 9% 
Bauern waren. Die überwiegende Menge, nämlich fast 
70%, entstammt aber dem Kleinbürgertum, der immer 
reaktionären Schicht des deutschen Volkes. Bei den 
Rechtspflegen! ist das Verhältnis ähnlich, nur daß hier 
noch etwas weniger Arbeiter, dagegen mehr Beamte in 
Ercheinung treten.

Eine Betrachtung der früheren Berufe ergibt ein noch 
deutlicheres Büd. Nur 6% des Büropersonals waren 
früher Arbeiter; 70% bezeichnen sich als frühere 
Angestellte und 12% als Beamte. Der Rest verteilt sich 
auf andere Berufsklassen. Von den Rechtspflegern 
waren früher 3% Arbeiter, 41% Angestellte, 46% 
Beamte und 6% Schüler.

Diese Zusammensetzung macht es auch erklärlich, daß 
die politisch organisierten Angestellten der Justiz fast 
ausschließlich bei den Richtern, Staatsanwälten und 
bei den technischen Kräften zu finden sind.

Eine Statistik ist ein gutes Mittel, um sich Klarheit 
über den bestehenden Zustand zu verschaffen. Sie er­
hält aber erst einen Sinn, wenn sie gewertet und rich­
tunggebend für die kommende Arbeit wird.

Es ist zunächst notwendig, daß wir uns freimachen 
von dem Gedanken, die Arbeit in der Justiz sei Fach­
arbeit in dem Sinne, daß sie nur durch jahrelange

Beschäftigung in ihr erlernt und gemeistert werden 
könne. Es ist weiterhin notwendig, daß auch wir uns 
besinnen auf das Reservoir an Intelligenz, das in der 
Arbeiterschaft schlummert. Lenins Wort, daß eine 
Köchin imstande sein muß, den Staat zu lenken, muß 
uns richtunggebend sein. Dazu brauchen wir einmal 
eine Vereinfachung der Verwaltung auch in der Justiz, 
vor allem aber mehr Vertrauen zu den Fähigkeiten des 
demokratisch bewußtesten Teils der Bevölkerung, der 
Arbeiterschaft.

In Berlin mußte hier eben ein neuer Weg beschritten 
werden, als die Spaltung und die damit notwendig 
gewordene Reorganisation der Justiz einen schnellen 
Ersatz fehlender Kräfte in allen Angestelltengruppen 
nötig machte. Es wurden damals z. B. Arbeiterinnen 
und Arbeiter zusammen mit einigen intelligenten 
Wachtmeistern zu einer Kurzausbildung für den Re­
gistraturdienst zusammengefaßt. Drei Wochen theo­
retische Ausbildung, weitere drei Wochen praktische 
Unterweisung durch erfahrene Registratoren mußten 
für einen Einsatz zumindest als Hilfsregistratoren ge­
nügen. Der Versuch ist voll gelungen. Sämtliche Kursus­
teilnehmer waren einsatzfähig und bearbeiten heute, 
wenige Monate nach Beginn der Ausbildung, selbständig 
eine umfangreiche Registratur.

Ein ähnlicher Weg wurde zur Behebung des Mangels 
an Gerichtsvollziehern beschritten. Diese Ausbildung 
dauerte früher, auch für langjährig in der Justiz Be­
schäftigte, im Durchschnitt ein Jahr. In Berlin wurden 
fortschrittliche Angestellte der unteren Gehalts­
gruppen, die z. T. erst kurzfristig bei der Justiz be­
schäftigt waren, ausgesucht und je einem Gerichtsvoll­
zieher beigegeben. Nach drei Monaten praktischer Aus­
bildung folgte ein theoretischer Lehrgang von zwei 
Wochen. Dann gab es noch einmal zwei Wochen prak­
tischer Ausbildung, der eine Prüfung folgte, nach der 
80% der Prüflinge als selbständige Gerichtsvollzieher 
eingesetzt werden konnten. Beide Lehrgänge werden 
in Kürze in größerem Umfange wiederholt werden.

Schwieriger ist der Ersatz von fähigen Rechtspflegem. 
Hier hat man sich in Berlin zunächst dadurch beholfen, 
daß der Kammergerichtspräsident eine Anordnung er­
ließ, nach der befähigte Kostenbeamte und Registra­
toren auch ohne die sonst obligatorische dreijährige 
Ausbildung zu Rechtspflegern ernannt werden konnten. 
Dieser Weg ist aber nicht befriedigend. Es wird not­
wendig sein, die in Berlin bestehende Anordnung der 
Alliierten Kommandantur über die Ausbildung der 
Rechtspflegeranwärter zu ändern. Die vorgeschriebene 
Reifeprüfung wird für die nächsten Jahrgänge nicht 
verlangt werden können und später durch die abge­
schlossene Ausbildung in der Einheitsschule ersetzt 
werden müssen. Die Besoldungsordnung, die einen 
verhältnismäßig niederen Unterstützungssatz vorsah, ist 
inzwischen geändert worden. Nun wird es auch möglich 
sein, junge Arbeiter, die keinen Zuschuß von zu Hause 
erwarten können, als Rechtspflegeranwärter aufzu­
nehmen. Eine Herabsetzung der Ausbildungszeit von 
drei Jahren auf zwei Jahre ist erwägenswert, zumin­
dest für die über 21 Jahre alten Anwärter.

Doch ist in der Berliner Justiz nicht etwa geplant, 
sämtliche früher Beschäftigten auf diese Art zu er­
setzen. Es muß in erster Linie versucht werden, die 
jetzt in der Justiz Beschäftigten in langsamer, sorg­
fältiger Schulung zu wirklich demokratisch denkenden 
Angestellten zu erziehen. Zu diesem Zweck läuft bei der 
Berliner Justiz ebenso wie bei den anderen Verwal­
tungsstellen des Magistrats eine obligatorische Be­
triebsschulung, die einmal wöchentlich während der 
Dienststunden stattfindet. Infolge der Aufteilung der 
Angestelltenschaft in kleinere Seminare von 40—60 
Teilnehmern wurden ungefähr 30 Seminarleiter not­
wendig. Unsere jungen Richter und Staatsanwälte 
haben sich gern für diese Aufgabe zur Verfügung ge­
stellt und sprechen nun allwöchentlich zu ihren Kol­
legen über grundsätzliche und aktuelle Themen. Das 
Mitarbeiten aller Kreise der Belegschaft in diesen 
Kursen, das nach anfänglicher Zurückhaltung einsetzte, 
beweist, daß dieser Weg richtig und gangbar ist. Wenn 
auf diesem Weg und auf den anderen hier aufgezeigten 
Wegen folgerichtig und unbeirrt von Rückschlägen 
weiter vorangeschritten wird, dann wird das Ziel 
einer wirklich volksverbundenen demokratischen Justiz 
erreicht werden.
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